


Zum Buch
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Peter Landau gehört zu den herausragenden deutschen
Rechtshistorikern des 20.  Jahrhunderts. Seine Darstellung über das
Wirken deutscher Juristen jüdischer Herkunft in der Blütezeit ihrer
Tätigkeit vom Kaiserreich bis zum Ende der Weimarer Republik
zeigt ihn auf der Höhe seines Könnens. Die Abhandlung erschien
zuerst in einem umfassenden Sammelwerk, doch sie hat durchaus
monographischen Charakter und darf zum Besten zählen, was über
das Thema geschrieben worden ist. Deshalb legt der Verlag sie nun
noch einmal als eigenständige Publikation vor und folgt damit einer
Anregung von Michael Stolleis, der auch ein Nachwort für den Band
verfasst hat.
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Juristen jüdischer Herkunft im Kaiserreich 
und in der Weimarer Republik

Dem Andenken Ernst Landsbergs
Von Peter Landau

I. Einleitung: Die Anfänge der bürgerlichen Gleichberechtigung
Die Zeit des Kaiserreichs und der Weimarer Republik ist in der
deutschen Geschichte diejenige Epoche, in der die rechtliche
Gleichstellung der deutschen Juden als Staatsbürger in der
Rechtsordnung verankert war. Das Bundesgesetz des Norddeutschen
Bundes ‹betre�end die Gleichberechtigung der Konfessionen in
bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung› vom 3.  Juli 1869
hatte zum erstenmal die staatsbürgerliche Gleichstellung über die
Bekenner christlicher Konfessionen hinaus auf die jüdische
Bevölkerung für den nach 1866 neu entstandenen Bundesstaat
gewährt, nachdem die Formulierung im Grundrechtsteil der
Frankfurter Reichsverfassung von 1849: «Durch das religiöse
Bekenntnis wird der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen
Rechte weder bedingt noch beschränkt» (§  146 RV) wie die gesamte
Verfassung niemals Geltung in den deutschen Einzelstaaten hatte
erlangen können. Das Gesetz von 1869 gehört wie die im selben
Jahr in Kraft getretene Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes



und das Strafgesetzbuch von 1870 zu den dauerhaften
rechtspolitischen Errungenschaften dieses nur kurzlebigen, fast
vergessenen Staatsgebildes zwischen dem Deutschen Bund und dem
Reich von 1871. Mit dem Anschluß der süddeutschen Staaten wurde
1871 auch das Gesetz über die religiöse Gleichberechtigung zu
einem Bestandteil des Rechts des Kaiserreichs von Anfang an; man
kann sagen, daß es im Bismarckreich von 1871, dessen Verfassung
keine Grundrechte enthielt und eigentlich nur ein
Organisationsstatut war, mit den in ihm enthaltenen
Formulierungen des Gleichheitsprinzips ein Bestandteil der
materiellen Reichsverfassung war.

Zu Beginn der nationalsozialistischen Diktatur wurde nur zwei
Wochen nach dem Ermächtigungsgesetz mit dem ‹Gesetz zur
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums› vom 7.  April 1933 die
Gleichberechtigung der Juden beseitigt; damit endete eine Epoche,
in der das Deutsche Reich in seiner Rechtsordnung den
europäischen Kriterien eines Rechts- und Kulturstaats entsprach.
Nur in der verhältnismäßig kurzen Periode von etwa 60  Jahren  –
zwei Generationen  – gab die deutsche Rechtsordnung den Juden als
Staatsbürgern die Möglichkeit, die geschichtliche Entwicklung
gleichberechtigt mitzugestalten, wobei die gesetzlich garantierten
Chancen keineswegs gesellschaftliche Chancengleichheit verbürgten.
Trotz der Gleichberechtigung der Staatsbürger jüdischen Glaubens
gab es vielfach faktische Benachteiligung vor allem gegenüber
denjenigen, die die Zugehörigkeit zur jüdischen
Glaubensgemeinschaft bewahrten; aber es erhielten sich auch
Diskriminierungen der zum Christentum konvertierten Angehörigen
jüdischer Familien und schließlich der aus jeder Konfession
ausgeschiedenen Dissidenten jüdischer Herkunft.

Bald nach der Bismarckschen Reichsgründung von 1871 entstand
der neuere Antisemitismus mit rassischer Begründung; 1879 wurde
die entsprechende Vokabel im Umkreis von Wilhelm Marr geprägt
und um 1878 konstituierte sich der Antisemitismus auch als
politische Bewegung unter Führung des Hofpredigers Adolf Stoecker,



eines Ahnherrn der schlimmsten Katastrophe der deutschen
Geschichte. In den sechzig Jahren des Kaiserreichs und der Republik
lebten die Deutschen jüdischer Herkunft im Bewußtsein der
bürgerlichen Gleichberechtigung, aber auch einer jederzeit
denkbaren gesellschaftlichen Diskriminierung, obgleich fast alle
Juden wohl eine physische Gefährdung im Stil osteuropäischer
Pogrome auf deutschem Boden für undenkbar hielten. Die besondere
Situation der jüdischen Deutschen konnten sie an der schwankenden
Bewertung des größten deutschen Dichters jüdischer Herkunft,
Heinrich Heine, klar erkennen. In Deutschlands denkmalfreudigster
Zeit war für ein Heine-Denkmal nicht einmal in seiner Geburtsstadt
Düsseldorf Platz.

Der Zugang zum juristischen Studium wurde den Juden in
Deutschland seit der ersten Hälfte des 19.  Jahrhunderts meist nicht
mehr versagt; jedoch erhielten sie noch im zweiten Drittel des
Jahrhunderts vielfach nicht die Zulassung zur Promotion, wurden
oft nicht in den juristischen Vorbereitungsdienst aufgenommen,
konnten ferner nicht Aufnahme in den Staatsdienst als Beamte oder
Richter �nden, und bei dem damals für die Advokatur generell noch
geltenden Zulassungssystem blieb ihnen meist auch der Zugang zur
Anwaltschaft verwehrt.[1] Die gegen die Juden bis 1870
bestehenden Schranken galten allerdings nicht für getaufte Juristen
jüdischer Herkunft, die teilweise schon vor 1850
Aufstiegsmöglichkeiten hatten; in dem hier vorgelegten Band sind
die drei großen Beispiele von Eduard Gans, Friedrich Julius Stahl und
Eduard v.  Simson biographisch behandelt, wobei die beru�iche
Karriere Simsons von 1833 bis 1891 reicht, also auch noch den
ersten Zeitabschnitt des Bismarckreichs umfaßt.[2] Als
Reichstagspräsident zunächst des norddeutschen und dann des
deutschen Reichstags von 1867 bis 1873 gehört Simson zu den
Vätern des Nationalstaats von 1871 und erlebte die Krönung seiner
Laufbahn als erster Präsident des Reichsgerichts von 1879 bis 1891.
Beispielgebend war Eduard v.  Simson in der für viele jüdische
Juristen charakteristischen Verbindung beru�ichen Engagements



mit der Begeisterung für das kulturelle Erbe; er war Gründer und
Präsident der 1886 in Weimar konstituierten Goethe-Gesellschaft.

Trotz der beru�ichen Behinderungen für Juden im Justizdienst
und in der Anwaltschaft gab es o�enbar schon zwischen 1848 und
1870 eine relativ große Zahl jüdischer Jurastudenten. Das läßt sich
teilweise aus Statistiken ablesen: In Preußen, dem größten
deutschen Staat, gab es 1857 insgesamt 42 jüdische Referendare,
1872 aber bereits 98 und einschließlich der 1866 einverleibten
Provinzen sogar 114  Referendare. Das bedeutet, daß 1872 7,6  %
aller preußischen Referendare Juden waren, ein den jüdischen
Bevölkerungsanteil weit übersteigender Prozentsatz.[3] Auch an der
Zahl der jüdischen Rechtsanwälte in Preußen läßt sich erkennen,
daß allmählich juristische Berufe für die Juden auch ohne Taufe
erreichbar wurden: Während jüdische Advokaten um 1860 in
Preußen noch ganz vereinzelt und statistisch nicht erfaßt sind, gibt
es 1872 bereits 75 jüdische Anwälte, was 3  % der preußischen
Anwaltschaft ausmacht.[4] Damit war schon damals, vor Einführung
der freien Advokatur, der Anteil jüdischer Anwälte im Verhältnis
zum Prozentsatz der Bevölkerung mehr als doppelt so hoch wie der
von Evangelischen und Katholiken in diesem Beruf.

Das Gesetz von 1869 ö�nete für Juden auch endlich den Weg in
die Richterlaufbahn. Der erste Deutsche mosaischen Glaubens, der
an einem oberen deutschen Gericht eine Stelle als Richter erhielt,
war der berühmte Anwalt des deutschen Judentums Gabriel Rießer,
der in Hamburg 1860 dieses Ziel erreichte.[5] In Preußen wurden
1870 zum erstenmal drei Richter jüdischen Glaubens ernannt, eine
deutliche Auswirkung des Gesetzes von 1869.[6] Die Zahl der
jüdischen Richter Preußens stieg im folgenden Jahrzehnt sehr
schnell  – es waren 1872 neun, 1879 jedoch bereits neunundneunzig.
[7] Noch bemerkenswerter ist die Entwicklung der Zunahme
jüdischer Rechtsanwälte nach 1870. Im Deutschen Reich von 1871
gab es zunächst noch ein in den einzelnen Staaten unterschiedlich
geregeltes Zulassungssystem für den Anwaltsberuf; besonders in
Preußen übte der Advokat keinen freien Beruf aus, sondern war



aufgrund der friderizianischen Gesetzgebung des 18.  Jahrhunderts
ein staatlicher Justizkommissar. Die Freigabe der Advokatur wurde
nach 1848 zu einer Forderung der Liberalen ähnlich wie die
allgemeine Gewerbefreiheit  – 1863 sprach sich der 4.  Deutsche
Juristentag für diese Reform aus.[8] Im Rahmen der Beratung der
Reichsjustizgesetze forderte dann auch der deutsche Reichstag 1876
die freie Advokatur, konnte das Ziel aber gegen den Widerstand des
Reichskanzlers Bismarck zunächst nicht erreichen.[9] Die gesetzliche
Freigabe der Advokatur erfolgte dann aber 1878 durch ein
besonderes Gesetz, die Rechtsanwaltsordnung, die außerdem für die
Rechtsanwälte allgemein die Anwaltskammerverfassung einführte
und damit ein berufsständisches Prinzip verwirklichte.[10] Diese
grundlegenden gesetzlichen Änderungen im Anwaltsberuf führten zu
einer erheblichen Zunahme jüdischer Rechtsanwälte. Zwischen 1872
und 1880 verdoppelte sich ihre Zahl in Preußen; es folgte aber dann
zwischen 1880 und 1893 ein Anwachsen auf das Sechsfache  – von
146 auf 885  –, was zur Folge hatte, daß 1893 über 25  % aller
preußischen Rechtsanwälte Juden waren, während der jüdische
Anteil 1872 noch bei 3  % gelegen hatte.[11] Man kann daher
deutlich erkennen, daß die Freigabe der Advokatur zu einem
raschen und außergewöhnlichen Ansteigen der Zahl jüdischer
Anwälte führte.

Nach 1880 sind die juristische Ausbildung und die juristischen
Berufe von den deutschen Juden stets besonders bevorzugt worden.
Bei Berücksichtigung der immer noch häu�gen Zurücksetzung der
Juden im deutschen ö�entlichen Dienst ist es gut verständlich, daß
Juden vor allem an zwei Fakultäten studierten, mit deren
Studienabschlüssen man einen raschen Aufstieg in einem freien
Beruf erreichen konnte  – die medizinische und die juristische
Fakultät. Die große Bedeutung jüdischer Mediziner und Ärzte würde
im Vergleich zu der der Juristen eine eigene Darstellung verdienen;
hier sei nur darauf hingewiesen, daß Deutschlands erster
Nobelpreisträger für Medizin 1908, Paul Ehrlich, Jude war und es im
Deutschen Reich 1933 insgesamt 8000 praktizierende jüdische Ärzte



gab.[12] Seit 1878 bot der Anwaltsberuf einem deutschen Juden
vergleichbare Berufschancen.[13] Die Habilitation an einer
juristischen Fakultät wurde Juristen jüdischen Glaubens vor 1870
meist versperrt und war auch für solche jüdischer Herkunft an den
meisten Universitäten zumindest erschwert.[14] Es fällt auf, daß vor
1875 fast alle Habilitationen von Juristen aus jüdischen Familien in
Heidelberg stattfanden,[15] wo man schon 1818 mit Sigmund
Zimmern den ersten jüdischen Juristen habilitiert hatte.[16] Die
Wahl des Fachs Jura hat wohl selten damit zu tun, daß
Überlieferungen religiöser Erziehung dem emanzipierten Juden ein
Rechtsstudium nahegelegt hätten; die Beschäftigung mit dem
hebräischen Recht und der Geschichte des Rechts der Juden in
Deutschland ist daher auch erst relativ spät von jüdischen deutschen
Juristen gep�egt worden.[17] Man wird davon ausgehen müssen,
daß wie auch sonst bei der Studienfachwahl der Juristen der
Gedanke an die vielseitigen Berufsaussichten bestimmend gewesen
ist. Der Rechtshistoriker Otto Gradenwitz antwortete auf die Frage
seines Mathematiklehrers nach dem Abitur, was er denn studieren
wolle: «Als Jurist kann jeder etwas werden, als Mathematiker muß
man begabt sein»;[18] und Guido Kisch berichtet in seinen
Lebenserinnerungen, er sei Jurist geworden wegen der «für einen
Juristen gegebenen Möglichkeiten, sich auf verschiedenen Gebieten
zu betätigen», obwohl er von der Rechtswissenschaft nicht die
geringste Vorstellung gehabt habe.[19] Das tri�t natürlich nicht für
diejenigen jüdischen Juristen zu, deren Väter bereits juristische
Berufe ausübten, was aber bis nach der Jahrhundertwende ein
seltener Ausnahmefall war[20]  – meist stammten die jüdischen
Juristen aus Kaufmannsfamilien.

II. Eine deutsch-jüdische Familiengeschichte



Die enge Verbindung der jüdischen Juristen mit dem deutschen
Bürgertum läßt sich im Rahmen einer kurzen Darstellung nicht
ausreichend schildern. In einigen Fällen kann man aber die
Zugehörigkeit der Juristen von jüdischer Herkunft zur Welt des
deutschen Bildungsbürgertums besonders deutlich aufzeigen. Ich
möchte als einleitendes Beispiel die Geschichte der Familie Loening
skizzieren, die besser als statistische Notizen das Hereinwachsen der
Juden in diese Welt erläutern mag. Die Familie ist in der Geschichte
der jüdischen Juristen besonders bemerkenswert, da sie in einer
Generation zwei juristische Universitätsprofessoren stellte, Edgar
und Richard Loening. Edgar Loening (1843–1919) war Professor in
Halle und 1899/1900 Rektor dieser Universität;[21] sein Bruder
Richard Loening (1848–1913) wurde Ordinarius in Jena und 1907
zum Prorektor der dortigen Universität gewählt.[22] Der Vater
dieser Brüder war der jüdische Frankfurter Verleger Zacharias
Löwenthal, der aufgrund seines liberaldemokratischen Engagements
für das Junge Deutschland in der Zeit des Vormärz schwere
Verfolgungen erlitt, zeitweilig nach Paris emigrieren mußte und nur
mühsam in Frankfurt wieder Fuß fassen konnte.[23] Löwenthal war
ein Freund Heinrich Heines und hatte enge Beziehungen zu den
Dichtern des Jungen Deutschland, vor allem aber zu Karl Marx und
Friedrich Engels. Das erste gemeinsame Werk der beiden Dioskuren
‹Die heilige Familie oder die Kritik der kritischen Kritik gegen Bruno
Bauer und Consorten› wurde 1845 von Löwenthal verlegt, der auch
selbst den epigrammatischen Titel ‹Die heilige Familie› vorschlug,
den der Mitautor Engels nur mit Bedenken akzeptierte, da er
Schwierigkeiten mit seiner Fabrikantenfamilie befürchtete.[24]
Löwenthal war somit der erste Verleger marxistischer Schriften und
hätte fast auch die Verlagsrechte am ‹Kapital› von Marx erworben;
[25] er war aber auch vor 1848 Verleger des ‹Struwwelpeter›, des
ersten kritischen Kinderbuchs der deutschen Literatur. Der radikale
Demokrat trat wie zahlreiche Juden zum evangelischen Glauben
über und nahm 1857 den Namen Loening an;[26] er ist Gründer des
bis heute bestehenden Verlags ‹Rütten und Loening›. Von seinen drei



Söhnen wurde Gottfried Verleger, während Edgar und Richard als
Juristen Karriere machten; die Tochter Lili heiratete den neben
Jhering berühmtesten deutschen Juristen der zweiten Hälfte des
19.  Jahrhunderts, nämlich Otto Gierke.

Die juristischen Söhne des demokratischen Verlegers waren beide
national eingestellte Liberale, die in ihrer liberalen Weltanschauung
aber durchaus Elemente der väterlichen Einstellung bewahrten.
Bemerkenswert sind beide nicht so sehr durch ein magnum opus,
sondern durch die Vielseitigkeit der Gebiete, auf denen sie
wissenschaftlich tätig waren. Edgar Loening verfaßte Werke zur
Geschichte des Kirchenrechts,[27] zur Verfassungs- und
Verwaltungsgeschichte,[28] der Geschichte der
Rechtswissenschaft[29] und war schließlich auch noch einer der
ersten Vertreter eines systematischen Verwaltungsrechts.[30] Seine
staatsphilosophischen Grundanschauungen kann man am besten an
seiner Rektoratsrede von 1899 ‹Die Repräsentativverfassung im
19.  Jahrhundert› erkennen. Hier sieht Loening in der
Repräsentativverfassung mit Gewaltenteilung im Sinne Montesquieus
die Haupterrungenschaft des vergangenen Jahrhunderts auf dem
Gebiet des Staatsrechts;[31] das Repräsentativsystem sei bis nach
Amerika, Australien und Japan zur Herrschaft gelangt. Mit dem
Repräsentativsystem wird von ihm auch das allgemeine Wahlrecht
bejaht, in dessen Einführung der Verfasser eine Großtat Bismarcks
erblickt.[32] Aber Loening weist auch auf die Schwächen des
Repräsentativsystems hin, das nur Bestand haben könne, wenn
Völker eine verhältnismäßig hohe Stufe geistiger und sittlicher
Bildung erreichen.[33] Für Deutschland sieht er eine gedeihliche
Zukunft im Zusammenwirken von Krone und Reichstag,[34] in einer
Rechtskultur des Kompromisses und Ausgleichs, wofür er sich auf
Edmund Burke beruft.[35] Für das 20.  Jahrhundert prophezeit er
einen Kampf der Parteien und Interessen, der nur durch eine am
Gemeinwohl orientierte Aristokratie des Geistes und der sittlichen
Bildung überwunden werden könne.[36] Der Sohn des radikalen
Demokraten ist ein gemäßigt nationaler Liberaler, überzeugter



Anhänger der konstitutionellen Monarchie, aber auch geprägt von
bangen Ahnungen über Gefährdungen der Zukunft.

Ähnlich vielseitig wie Edgar war der jüngere Bruder Richard
Loening. Bei ihm stehen Abhandlungen zur deutschen
Rechtsgeschichte[37] neben strafrechtlichen Arbeiten;[38] als
Kriminalist hat er an der Jenaer Fakultät von 1882 bis 1913
gewirkt. In seiner Jenaer Antrittsrede 1882 ‹Über geschichtliche und
ungeschichtliche Behandlung des deutschen Strafrechts› versuchte
Richard Loening, die im 19.  Jahrhundert von der historischen Schule
weitgehend unberührte Strafrechtswissenschaft nach deren
Methoden zu bearbeiten: Strafrechtswissenschaft sollte das
Strafrecht als Produkt der Geschichte verstehen.[39] Mit diesem
sowohl von Karl Binding als auch von Franz v.  Liszt unterschiedenen
Ansatz hat sich Loening nicht durchsetzen können; als unabhängige
Konzeption bleibt der Versuch jedoch bemerkenswert.[40] Recht ist
für ihn nicht willkürliche Satzung eines Gesetzgebers, weshalb er
sich in seiner Rede ‹Über Wurzel und Wesen des Rechts› 1907 scharf
gegen eine Herleitung der Rechtssätze aus dem Staatswillen wendet.
[41]

Das Recht beruhe auch nicht auf Zweckmäßigkeitserwägungen
im Sinne Jherings, sondern auf der Überzeugung der
Rechtsgemeinschaft im Sinne der historischen Schule.[42] So wird
von ihm als Grundbegri� des Rechts schließlich die «Harmonie des
sozialen Lebens» bezeichnet.[43] In vielerlei Hinsicht berührt sich
das Rechtsdenken der Brüder Loening mit dem ihres Schwagers
Gierke;[44] bei allen Varianten der Formulierung scheint es mir
charakteristisch zu sein, daß gerade diese aus jüdischer Familie
stammenden Juristen das Erbe der historischen Schule bewahren
wollten, nämlich einen idealistischen Begri� von Rechtskultur als
Produkt historischer Tradition, daß sie aber auch in einer
philosophischen Tradition standen, dabei den Satz «Macht ist Recht»
ablehnten[45] und das Recht mit dem allgemeinen Menschentum
verknüpfen wollten.[46] Die Bindung an die historische Schule wird
hier im Sinne der Zugehörigkeit zu einer deutschen Tradition der



Humanität verstanden, woraus sich auch die heute befremdlich
wirkende Berufung auf vermeintlich germanische Rechtsideale
erklären läßt. Der Ne�e dieser beiden Professoren des Kaiserreichs,
Lili Loenings Sohn Julius v.  Gierke (1875–1960), mußte später in der
NS-Zeit erleben, daß ihn auch die Distanzierung vom geistigen Erbe
der eigenen Vorfahren nicht vor Verfolgung schützen konnte.[47] In
einer neueren biographischen Skizze läßt sich nachlesen, in welch
systemkonformer Weise der Sohn Otto von Gierkes jüdischen
Schriftstellern die Zugehörigkeit zur deutschen Rechtswissenschaft
nach 1933 absprach, um seine beru�iche Stellung zu sichern, ohne
jedoch dadurch die Dienstentlassung für sich selbst aufgrund seiner
Eigenschaft als ‹Halbjude› abwenden zu können.[48] Es gehört zu
den Fakten der deutschen Rechtsgeschichte, bei denen die
Bewertung schwerfällt, daß derselbe Julius v. Gierke, Enkel des
jüdischen Verlegers, sich 1955 an die Spitze der Göttinger
Professorenaktion setzte, die den Rücktritt eines niedersächsischen
Kultusministers mit nationalsozialistischer Vergangenheit forderte
und erreichte;[49] ein demonstrativer Widerstandsakt, den die
Zeitgenossen in eine Parallele zum Verhalten der Göttinger Sieben
1837 stellten. Gibt uns solche ‹Wiedergutmachung› die
Unbefangenheit, die Widmung eines Buchs von Edgar Loening an
Otto v.  Gierke, 1914 «in brüderlicher Verbundenheit» ohne
Betro�enheit zu lesen?[50]

Kehren wir zur optimistischen Ära des Kaiserreichs zurück. Im
Jahre 1896 erschien die erste Nummer der ‹Deutschen
Juristenzeitung›, herausgeben von dem Straßburger Professor
Laband, dem Reichsgerichtsrat Stenglein und dem Berliner
Rechtsanwalt Staub. Zum erstenmal sollte mit dieser Zeitschrift ein
Organ gescha�en werden, das als Lesepublikum den gesamten
Juristenstand hatte, nicht nur die Sparte der Wissenschaft oder der
Anwälte. Von den Herausgebern waren Laband und Staub jüdischer
Herkunft, ein deutliches Zeichen für die im Jahr der Promulgation
des BGB gelungene Assimilation. Wenn man jedoch im einzelnen
feststellen möchte, welchen Anteil die deutschen Juden am


